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Souveranitat, Legitimitat, Solidaritat

Politische Mehrebenensysteme sind in einer globalisierten Welt unabdingbar. Es ist deshalb
wichtig, sie so auszugestalten, dass die Gewaltenteilung funktioniert, die knappen Legitimitits-
und Solidarititsressourcen geschont werden und das Subsidiaritdtsprinzip geachtet wird.

von Michael Wohlgemuth

‘ N ’ilhelm Ropke beschrieb gegen Ende des Zweiten Weltkrieges

in seinem wohl liberalsten Werk «Internationale Ordnung —
heute» ein weiterhin aktuelles, zentrales Dilemma: «[...] die Nation
in ihrer staatlichen Organisation ist einesteils zu gross, andernteils
aber zu klein. Zu gross fiir die Entfaltung echten, freien und nach-
barschaftlichen Gemeinschaftslebens und fiir eine echte und dau-
erhafte Integration, die ohne Entartung in den nationalistischen
Wir-Rausch bestehen kann. Zu klein fiir diejenigen geistigen, politi-
schen und wirtschaftlichen Beziehungen, die heute nur noch in ei-
ner internationalen Gemeinschaft ihr Geniige finden konnen.»!
Auch Friedrich August von Hayek war schon 1939 {iberzeugt: «Die
Abschaffung souverdner Nationalstaaten und die Schaffung einer
internationalen Rechtsordnung sind die notwendige Ergdnzung
und logische Vollziehung des liberalen Programms.»?

Nationalliberalismus?

Beide Zitate miissten Vertretern eines heute wieder «modernen»
Nationalliberalismus zu denken geben. Sie mogen zu Recht dar-
auf verweisen, dass beide Aussagen vor dem dramatischen Hin-
tergrund des kriegerischen Nationalsozialismus gemacht wur-
den. Und sie mogen dagegenhalten: Jetzt, mit der (Re-)Etablie-
rung demokratischer Rechtsstaaten in Europa, sei vor allem die
Nation als Hort «echten, freien Gemeinschaftslebens» bedroht:
von genau der «internationalen Rechtsordnung», die mit «frem-
den» Vorschriften, Richtern und Zuwanderern ihren (z.T. noch
vergleichsweise «liberalen») Nationalstaat in seiner Souveréni-
tdt, Identitdt, Solidaritdt und auch spezifischen Liberalitdt un-
terwandere.

Ein solcher liberaler Patriotismus ist freilich in den meisten
Gegenden Europas noch (oder: gerade) heute schwer zu rechtfer-
tigen. Allzu vielerorts stellt sich Hayeks Frage 80 Jahre spiter wie-
der erschreckend aktuell: «Aber ist es jetzt, ... wo sogar in ... Demo-
kratien die Sozialisten stdndig nationalistischer und die Nationa-
listen stdndig sozialistischer werden — ist es da zu viel, auf eine
Wiedergeburt eines wahren Liberalismus zu hoffen, treu seinen
Idealen von Freiheit und Internationalismus und bekehrt von sei-
nen voriibergehenden Abirrungen in die Lager der Nationalisten
und Sozialisten?»?
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Einen solchen «wahren» liberalen Internationalismus und Fo-
deralismus zu definieren, ist eine nicht ganz banale Aufgabe auch
unserer Zeit. Ropke war 1945 noch {iberzeugt, dass es keine sta-
bile Weltwirtschaft ohne Goldwidhrung geben konne; Hayek
glaubte 1939 (!), dass eine freiwillige Europdische Wirtschaftsge-
meinschaft nicht {iber Vereinbarungen eines liberalen Nacht-
wachterstaats hinausreichen solle — und konne*.

Okonomen und ihre Grenzen

Okonomen von heute wiirden von Themen wie «wahrer Liberalis-
mus» oder «Souverdnismus — Mondialismus» tunlichst Abstand
nehmen, um nicht von Kollegen ans despektierliche «Feuilleton»
verwiesen zu werden. Sie haben solche Themen den Grossden-
kern der Soziologie oder Politikwissenschaften iiberlassen. Meine
Kollegen behandeln natiirlich Fragen der effizienten Kompe-
tenzallokation in Mehrebenensystemen, aber tunlichst «im Rah-
men ihrer Moglichkeiten», diese in empirisch fassbare Kosten-
Nutzen-Kategorien zu zwingen. Die Nutzen der Zentralisierung
sind dabei noch am leichtesten mit bewédhrten wohlfahrtsékono-
mischen Begriffen zu fassen: «economies of scale and scope»
(Grossen- und Verbundvorteile der Produktion 6ffentlicher Gii-
ter) und Internalisierung von «Spillover»-Effekten (grenziiber-
schreitenden Externalitdten)s.

Wiirde man die Frage der geeignetsten Ebene fiir die Bereit-
stellung «offentlicher Giiter» allein unter dem Aspekt der besse-
ren Verwirklichung gegebener / beliebiger politischer Ziele be-
werten (wie dies etwa die Definition und erst recht die Auslegung
des Subsidiaritatsprinzips der EU tut®), so waren aufgrund der All-
gegenwart von Grossenvorteilen und Externalitdten der Zentrali-
sierung wohl kaum Grenzen gesetzt. Unter den Annahmen «gege-
bene Ziele», «Politiker als wohlwollende allwissende Diktatoren»,
«homogene Priferenzen der Biirger» und «gleiche Fihigkeiten de-
zentraler politischer Einheiten, zentrale Vorgaben umzusetzen»,
wdre Zentralisierung fast immer nur vorteilhaft.

Die 6konomische Theorie des Foderalismus erkennt jedoch
auch an, dass die dezentrale, biirgernahe Bereitstellung 6ffentli-
cher Leistungen Vorteile haben kann. Denn: Nur so kann auf un-
terschiedliche lokale Priferenzen und Fihigkeiten Riicksicht ge-



/o
«Souveranitatsubertragung
muss kein Nullsummenspiel sein:
Der Verzicht auf politische
Souveranitat kann mit einem
grossen Gewinn an individueller
Souveranitat einhergehen.»

Michael Wohlgemuth :r_“ ;

Michael Wohlgemuth, zvg.
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«Tatsachlich ist das
Vertrauen der Burger in
das kooperative Verhalten
1hrer Mitburger, ihrer
Institutionen und ihres
Staates eine entscheidende
Erklarungsvariable fur
sozlale Stabilitat und
okonomischen Erfolg.»

Michael Wohlgemuth

nommen werden. Die «Heterogenitdts-» oder «Pridferenzkosten»,
die bei Missachtung dieser Unterschiede entstehen, sind indes
schwerer zu ermitteln. Zwar kann man in Meinungsumfragen
feststellen, dass Biirger in unterschiedlichen Staaten der EU oder
unterschiedlichen Lindern in Deutschland oder unterschiedli-
chen Kantonen der Schweiz unterschiedliche politische Meinun-
gen haben. Aber wie hoch und gewichtig sind dann die Kosten ei-
ner «One size fits all»-Gesetzgebung in bestimmten Bereichen —
und wie sind diese aufzurechnen mit schnoden Effizienzvorteilen
der Produktion einer Politik, auch wenn diese in manchen Teilen
der Jurisdiktion nicht gewollt werden?

Hier endet der «Calculus of Consent»’ entweder im Abstrak-
ten oder in der Ubergabe an die allzu «weichen» Nachbarn aus
den Sozialwissenschaften. Die begriindbaren Grenzen der supra-
nationalstaatlichen oder gliedstaatlichen Souverinitdt definieren
schliesslich die ebenso schwer greifbaren wie schwerwiegenden
Konzepte wie Legitimitdt, Subsidiaritdt oder Solidaritat.

Politische Kapitaltheorie kritischer Ressourcen

Hieriiber streiten sich die liberalen (und nichtliberalen) Geister,
seit man sie (nicht) rief. Vielleicht hilft es, genau an dieser Stelle
wieder ein wenig Okonomie ins Spiel zu bringen: in einer Art poli-
tischer Kapitaltheorie, die nicht versucht, Grenznutzen und
Grenzkosten einer jeweils anstehenden foderalen Kompetenzver-
schiebung zu berechnen, sondern die Verfiigbarkeit politisch kri-
tischer Ressourcen zu bewahren oder gar zu mehren. Peter Graf
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Kielmansegg hat hierzu einen wertvollen Beitrag geleistet und de-
finiert die beiden kritischen Ressourcen so:

«Uber Legitimititsressourcen verfiigt die EU in dem Masse, in
dem die europdischen Volker ihr das Recht zuerkennen oder jeden-
falls nicht bestreiten, fiir alle Mitgliedstaaten und ihre Biirger Recht
zu setzen. Solidaritdtsressourcen stehen der EU in dem Masse zur
Verfiigung, in dem die europdischen Volker bereit sind, Umvertei-
lung zu eigenen Lasten {iber die Grenzen des Nationalstaates hin-
aus durch die EU zu akzeptieren oder jedenfalls zu dulden.»®

Hinsichtlich der EU ldsst sich also gut argumentieren, dass
beide Ressourcen inzwischen weitgehend aufgebraucht sind, wie
die letzten (und noch nicht wirklich bestandenen) Krisen der Eu-
rozone und der Fliichtlingspolitik gezeigt haben. Die Grenzen der
Beanspruchung dieser knappen, und nur schwer regenerierbaren,
Ressourcen zeigen sich aber auch innerhalb von Nationalstaaten.

Das Vereinigte Konigreich ist ein mehrfach anschauliches Bei-
spiel. Fiir die Briten, genauer: die Engldnder, waren die Zumutun-
gen der EU zu hoch, deshalb wihlten sie «leave». Die Schotten da-
gegen wihlten mit deutlicher Mehrheit «remain». Zumindest den
schottischen «Nationalisten» ist das United Kingdom im Sinne
Ropkes einerseits zu gross, andererseits zu klein. Zu gross, um
ihre Eigenheiten als schottische Nation zu bewahren, und (nach
einem Austritt aus der EU) zu klein, um an den Vorteilen des EU-
Binnenmarkts (einschliesslich des Zuzugs von Arbeitskriften)
teilhaben zu konnen.

Tatsidchlich sind die historischen 6konomischen Griinde, die
die Bildung europdischer Nationalstaaten seit dem spdten 18. Jahr-
hundert forderten, heute kaum mehr vorhanden. Und dies nicht
zuletzt aufgrund des Erfolgs des «internationalistischen liberalen
Programms», auf dessen Renaissance Hayek 1939 noch allzu visio-
ndr hoffte. Zuvor waren die «economies of scale» eines grossen
(nationalen) Binnenmarkts und der (nationalen) dusseren Vertei-
digung noch dominant. Heute ist das vollig anders: Kleine Staaten
wie die Schweiz, Luxemburg oder Liechtenstein konnen heute die
wirtschaftlich erfolgreichsten Europas (und der Welt) sein, weil
sie (relativ) freien Zugang zu Mirkten Europas und der Welt ha-
ben. Gleichzeitig sind sie von Freunden (und Handelspartnern)
umgeben, die wiederum die weiter entfernten potenziellen Feinde
mit ihren eigenen Armeen (und der Nato) fernhalten.

Ahnliches wiirde fiir neue Staaten wie etwa Schottland, Flan-
dern (damit auch: Wallonien), Katalonien gelten: Sie miissen nicht
grosse, sie sollten aber offene Volkswirtschaften und Gesellschaf-
ten sein, um als (zumindest relativ) liberale Nationen im gegen-
wartigen Umfeld durchaus reiissieren zu konnen.

Small and open is beautiful

Der Charme der kleinen Einheit ist denn auch nicht die Homoge-
nitdt (die vielen Liberalen, wie etwa John Stuart Mill, immer auf
die Nerven ging), sondern die Offenheit, auf die sie dann doch an-
gewiesen ist und die sie pflegen sollte. Die Herausforderung liegt
darin, eine Balance zu finden und zu legitimieren. Es geht darum,



in kleineren politischen Einheiten die «Legitimations- und Solida-
ritdtsressourcen» zu bewahren bzw. wieder aufzufiillen, sofern
sie mit einem Souveranitdtsverzicht bzw. einem «pooling of sove-
reignty®» an andere (wie die EU oder Nato) {ibertragen wurden,
um 6konomische Vorteile und politisches Gewicht nach aussen zu
wahren und zu mehren. Souverdnitédtsiibertragung muss darum
auch kein Nullsummenspiel sein: Der Verzicht auf politische Sou-
verdnitdt kann mit einem grossen Gewinn an individueller Souve-
ranitdt einhergehen. Die vier Grundfreiheiten etwa geben allen
Biirgern im Europédischen Wirtschaftsraum grenziiberschreitende
Handlungsmoglichkeiten, die sie sonst bitter vermissen wiirden.
Auch eine internationale Wettbewerbspolitik erhoht das, was
Okonomen «Konsumentensouverinitidt» nennen.

Gleichwohl sind hierbei schwierige Abwédgungen zu treffen.
Diese gehen deutlich tiefer als «Effizienzgewinne» versus «Hete-
rogenitidtskosten». Bertrand de Jouvenel beschreibt diese Abwi-
gungen in seinem Buch iiber «Souverdnitdt»* ausfiihrlich und an-
schaulich. Das, was Graf Kielmansegg «Legitimations- und Solida-
ritdtsressourcen» nennt, findet er in den idealen Staatsgebilden
von Plato und Rousseau am besten bewahrt wieder: die morali-
sche Harmonie in der Polis, die klein und homogen ist und in der
die Biirger einander vertrauen. Tatsédchlich ist das Vertrauen der
Biirger in das kooperative Verhalten ihrer Mitbiirger, ihrer Insti-
tutionen und ihres Staates eine entscheidende Erkldarungsvariable
fiir soziale Stabilitdt und 6konomischen Erfolg.

Diese «Ressourcen» bzw. dieses «Sozialkapital» kann man bes-
tenfalls indirekt messen — etwa durch Umfragen dariiber, wem die
Biirger tatsdchlich eher vertrauen. Und wenig iiberraschend kommt
bei den Umfragen stets heraus, dass Biirger kleiner Staaten mehr
Vertrauen in das erwartete Verhalten ihrer Mitbiirger und in die
Institutionen ihres Landes haben als Biirger in grossen National-
staaten. In Europa ist das Vertrauen in lokale Institutionen fast im-
mer hoher als in gesamtstaatliche oder iiberstaatliche (die Aus-
nahme sind einige Staaten, die mit jahrzehntelang korrupten Regie-
rungen und Gerichten zu Hause zu tun hatten und deshalb der EU
als Akteur institutionellen Wandels mehr vertrauen).

De Jouvenel —anfangs Nationalist, danach wichtiger Liberaler
und dann doch wieder bei den Sozialisten — mdchte jedenfalls
nicht im harmonischen Reich von Plato und Rousseau leben, denn
es ist zwar klein und homogen, aber auch geschlossen und fad.
Innovation konne nur durch Begegnung mit dem und den Frem-
den geschehen; moderne Zivilisation werde durch einen «politi-
schen Infantilismus», die nostalgische Sehnsucht nach Einheit
ohne Vielfalt, bedroht.

Liechtenstein, anyone?

Sich in diesem Zusammenhang zur Schweiz zu dussern, sei Berufe-
neren iiberlassen. Ein weniger komplexes, aber dafiir zumindest
ebenso bemerkenswertes Anschauungsbeispiel sei als Coda kurz
genannt: Liechtenstein. Aus Anlass des 300-Jahr-Griindungsju-
bildums des Fiirstentums kann man dem Land nur gratulieren.
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«Gliicklich und treu», «vereint und frei», so heisst es in der Natio-
nalhymne des Fiirstentums. Gliicklich kann man dort sein mit ei-
nem Pro-Kopf-Einkommen, das kein grosser Nationalstaat der Welt
aufweist. Ziemlich treu, vereint und frei fithlt man sich dort auch,
wie Umfragen nahelegen. Weltoffen und dennoch heimatverbun-
den ist das Land; es wahrt seine «Legitimations- und Solidaritdts-
ressourcen» und nutzt die Grossenvorteile des Zugangs zum euro-
pdischen Binnenmarkt und Weltmarkt via EWR und EFTA sowie die
Wirtschafts-, Zoll- und Wahrungsunion mit der Schweiz.

RoOpke und Hayek wiirden dem Land heute sicher auch gratu-
lieren: Liechtenstein ist nicht gross, aber es agiert institutionell
clever und hat seine Nische gefunden. Wahrend die grossen Nati-
onalstaaten Europas noch suchen, befindet sich die Schweiz ir-
gendwo dazwischen und reibt sich in einer 6ffentlichen und mit-
unter plakativ-unproduktiven Debatte um ein lang ausgehandel-
tes, zwar nicht perfektes, aber doch auf die Schweiz zugeschnitte-
nes Rahmenabkommen mit der EU auf. Einen besonders souvera-
nen Eindruck, so viel kann auch der Aussenstehende sagen, macht
sie dabei nicht. €

* Wilhelm Ropke: Internationale Ordnung — heute. Ziirich: Eugen Rentsch,
1945, S. 68.

* Friedrich A. von Hayek: Die wirtschaftlichen Voraussetzungen foderativer
Zusammenschliisse. In: ders., Individualismus und wirtschaftliche Ordnung.
Ziirich: Eugen Rentsch, 1952, S. 341.

3 Ebd., S. 343.

* Wo beide im Nachhinein richtig und falsch hinsichtlich der EU lagen —

aus Sicht des Nachgeborenen: Michael Wohlgemuth: 50 Jahre Europdische
Ordnungspolitik. In: ORDO (59/2008).

5 Z.B. Alberto Alesina und Enrico Spolaore: The Size of Nations. Cambridge:
MIT Press, 2005.

¢ Vgl. Michael Wohlgemuth: Die Zukunft Liechtensteins in Europa.

Web: http://sous.li/wp-content/uploads/2018/11/Zur_Zukunft_Liechtensteins_
in-Europa_31_10_18.pdf, Kap. 5.

7 Vgl. James M. Buchanan und Gordon Tullock: The Calculus of Consent.

Ann Arbor: University of Michigan Press, 1962.

8 Peter Graf Kielmansegg: Europdische Ungleichzeitigkeiten. Versuch einer Deu-
tung der Krise des europdischen Projektes.

° Vgl. hierzu: Larry Siedentop: Democracy in Europe. London: Penguin, 2000,
S.1, der als europdisches Ideal formulierte: «an association of sovereign states
which pool their sovereignty in very restricted areas to varying degrees.»

Vgl. auch: Michael Wohlgemuth: Ein Europa der Zukunft. In: Schweizer Monat,
Sonderthema 33, Mai 2017.

1o Bertrand de Jouvenel: Sovereignty. An Inquiry into the Political Good.
Cambridge: University Press, 1957, S. 115 ff.

% Vgl. Meinungsumfragen in: Michael Wohlgemuth. Die Zukunft Liechtensteins
in Europa, S. 13 ff. Weitere Umfragen hierzu bald auf www.sous.li

Michael Wohlgemuth

ist Forschungsbeauftragter der Stiftung fiir Ordnungspolitik

und Staatsrecht (Liechtenstein), Direktor von Open Europe Berlin
und Professor fur Politische Okonomie an der Universitat
Witten/Herdecke. Sein letztes Buch «Die Zukunft Liechtensteins

in Europa. Ordnungspolitische Argumente und Modelle fiir

mehr Subsidiaritdt und flexible Integration» ist auf
sous.1i/2018/11/die-zukunft-liechtensteins-in-europa/frei verfiigbar.

79



	Souveränität, Legitimität, Solidarität

